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Stand 11. Juni 2025 
 

Satzung Volksbank Filder eG 
 

Satzungsänderung zur Vertreterversammlung am 24.07.2025 
 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden nur die ergänzten oder geänderten Satzungsregelungen sowie deren Überschriften aufgezeigt. In der Tabelle nicht 
erwähnte Regelungen oder Absätze sind nicht geändert worden. 
 
In der linken Spalte befindet sich die aktuelle (alte) Satzungsregelung. In der rechten Spalte befindet sich der Entwurf der Satzungsregelung (die 

neue Satzungsregelung). 
 

 Entfernter Text ist farblich hervorgehoben sowie durchgestrichen 
dargestellt. 

 Einfügungen sind farblich hervorgehoben aufgeführt. 
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Satzung – Stand Beschlussfassung vom 19. Mai 2022 Entwurf Anpassung 

II.   MITGLIEDSCHAFT II.   MITGLIEDSCHAFT 
 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch  

a)   eine unbedingte Beitrittserklärung, die den Anforderungen des 
Genossenschaftsgesetzes entsprechen muss und  

 
b)   Zulassung durch die Genossenschaft.  
 

(3) Das Mitglied ist unverzüglich in die Mitgliederliste (§ 16 Abs. 2 
Buchst, f) einzutragen und hier von unverzüglich zu benachrichtigen.  

 
 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch  
a)   eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende unbedingte Bei-

trittserklärung in Textform (§ 126b BGB), die den Anforderungen 
des Genossenschaftsgesetzes entsprechen muss und  

b)   Zulassung durch die Genossenschaft.  
 

(3) Das Mitglied ist unverzüglich in die Mitgliederliste (§ 16 Abs. 2 
Buchst,. f) einzutragen und hiervon unverzüglich zu benachrichtigen.  

 

§ 5 Kündigung  
 
(3) Die Kündigung muss schriftlich erklärt werden und der Genossen-

schaft mindestens drei Monate vor Schluss eines Geschäftsjahres 
zugehen.  

 

§ 5 Kündigung  
 
(3) Die Kündigung muss schriftlich in Textform erklärt werden und der 

Genossenschaft mindestens drei Monate vor Schluss eines Ge-
schäftsjahres zugehen.  

 
§ 6 Übertragung des Geschäftsguthabens 

 
(1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschäftsjahres, sein 

Geschäftsguthaben durch schriftlichen Vertrag einem anderen über-
tragen und hierdurch aus der Genossenschaft ohne Auseinanderset-
zung ausscheiden, sofern der Erwerber bereits Mitglied ist oder an 
seiner Stelle Mitglied wird. Ist der Erwerber bereits Mitglied, so ist die 

§ 6 Übertragung des Geschäftsguthabens 
 
(1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschäftsjahres, sein 

Geschäftsguthaben durch schriftlichen Vertrag Vereinbarung in Text-
form einem anderen übertragen und hierdurch aus der Genossen-
schaft ohne Auseinandersetzung ausscheiden, sofern der Erwerber 
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Übertragung des Geschäftsguthabens nur zulässig, sofern sein bis-
heriges Geschäftsguthaben nach Zuschreibung des Geschäftsgutha-
bens des Veräußerers den zulässigen Gesamtbetrag der Geschäfts-
anteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich beteiligt, nicht 
übersteigt.  
 

bereits Mitglied ist oder an seiner Stelle Mitglied wird. Ist der Erwer-
ber bereits Mitglied, so ist die Übertragung des Geschäftsguthabens 
nur zulässig, sofern sein bisheriges Geschäftsguthaben nach Zu-
schreibung des Geschäftsguthabens des Veräußerers den zulässi-
gen Gesamtbetrag der Geschäftsanteile, mit denen der Erwerber be-
teiligt ist oder sich beteiligt, nicht übersteigt.  
 

§11 Rechte der Mitglieder 
 
Jedes Mitglied hat das Recht, nach Maßgabe des Genossenschaftsgeset-
zes und der Satzung die Leistungen der Genossenschaft in Anspruch zu 
nehmen und an der Gestaltung der Genossenschaft mitzuwirken. Es hat 
insbesondere das Recht,  
 
 

j) die Liste der gewählten Vertreter und Ersatzvertreter einzusehen 
und auf sein Verlangen eine Abschrift der Liste zur Verfügung 
gestellt zu bekommen. 

 

§ 11 Rechte der Mitglieder 
 
Jedes Mitglied hat das Recht, nach Maßgabe des Genossenschaftsgeset-
zes und der Satzung die Leistungen der Genossenschaft in Anspruch zu 
nehmen und an der Gestaltung der Genossenschaft mitzuwirken. Es hat 
insbesondere das Recht,  
 
 

j) die Liste mit den Namen sowie den Anschriften, Telefonnum-
mern oder E-Mail-Adressen der gewählten Vertreter und Ersatz-
vertreter einzusehen und auf sein Verlangen eine Abschrift der 
Liste zur Verfügung gestellt zu bekommen. 

 
III. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT 

 
III. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT 

 
A. DER VORSTAND 

 
A. DER VORSTAND 
 

§ 15 Vertretung  
 
(1) Die Genossenschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch 

ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertre-
ten. Der Aufsichtsrat kann einzelne oder alle Vorstandsmitglieder von 

§ 15 Vertretung 
 

(1) Die Genossenschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch 
ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft gemeinsam mit einem Proku-
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dem Verbot der Mehrvertretung des § 181 Alternative 2 BGB be-
freien, ihnen also die Befugnis erteilen, bei allen Rechtsgeschäften, 
welche die Genossenschaft mit oder gegenüber Dritten vornimmt, zu-
gleich als Vertreter Dritter zu handeln.  
 

risten vertreten. Der Aufsichtsrat kann einzelne oder alle Vorstands-
mitglieder von dem Verbot der Mehrvertretung des § 181 Alternative 
2 BGB befreien, ihnen also die Befugnis erteilen, bei allen Rechtsge-
schäften, welche die Genossenschaft mit oder gegenüber Dritten vor-
nimmt, zugleich als Vertreter Dritter zu handeln.  

 
§ 16 Aufgaben und Pflichten des Vorstands  
 
(2) Der Vorstand ist insbesondere verpflichtet, 

 
g) ordnungsgemäße Inventuren vorzunehmen und ein Inventarver-

zeichnis zum Ende des Geschäftsjahres aufzustellen und unver-
züglich dem Aufsichtsrat vorzulegen;  

h) innerhalb von drei Monaten nach Ende des Geschäftsjahres den 
Jahresabschluss und den Lagebericht aufzustellen, beides un-
verzüglich dem Aufsichtsrat und -ggf. nach Prüfung gemäß 
§ 340 k HGB - sodann mit dessen Bericht der Vertreterversamm-
lung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen;  

 
 

§ 16 Aufgaben und Pflichten des Vorstands  
 
(2) Der Vorstand ist insbesondere verpflichtet, 

 
g) ordnungsgemäße Inventuren vorzunehmen und ein Inventarver-

zeichnis zum Ende des Geschäftsjahres aufzustellen und unver-
züglich dem Aufsichtsrat vorzulegen;  

h) innerhalb von drei Monaten nach Ende des Geschäftsjahres den 
Jahresabschluss und den gesetzlichen Lagebericht aufzustellen, 
beides unverzüglich dem Aufsichtsrat und - ggf. nach Prüfung 
gemäß § 340k HGB - sodann mit dessen Bericht der Vertreter-
versammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzule-
gen;  

 
§ 19 Willensbildung  
 
(3) Eine Beschlussfassung ist ohne Einberufung einer Sitzung im Wege 

schriftlicher Abstimmung oder durch andere Fernkommunikationsme-
dien zulässig, wenn kein Mitglied des Vorstands diesem Verfahren 
widerspricht. 
 
 
 

§ 19 Willensbildung  
 
(3) Vorstandssitzungen können auch ohne körperliche Anwesenheit an 

einem Sitzungsort mittels elektronischer Kommunikation abgehalten 
werden (virtuelle Sitzung), wenn kein Mitglied des Vorstands diesem 
Verfahren widerspricht. Unter denselben Voraussetzungen kann eine 
Vorstandssitzung sowohl durch körperliche Anwesenheit am Sit-
zungsort als auch ohne körperliche Anwesenheit an diesem Ort mit-
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(5) Wird über Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die Interes-
sen eines Vorstandsmitglieds, seines Ehegatten oder seines Lebens-
partners, seiner Eltern, Kinder, Geschwister oder einer von ihm kraft 
Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person berühren, darf das be-
treffende Vorstandsmitglied an der Beratung und Abstimmung nicht 
teilnehmen. Das Vorstandsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfas-
sung zu hören.  

 

tels elektronischer Kommunikation abgehalten werden (hybride Sit-
zung). Eine Beschlussfassung ist ohne Einberufung einer Sitzung 
schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation schriftlicher 
Abstimmung oder durch andere Fernkommunikationsmedien zuläs-
sig, wenn kein Mitglied des Vorstands diesem Verfahren wider-
spricht. 
 
 

(5) Wird über Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die Interes-
sen eines Vorstandsmitglieds, seines Ehegatten oder seines einge-
tragenen Lebenspartners, seiner Eltern, Kinder, Geschwister oder ei-
ner von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person berüh-
ren, darf das betreffende Vorstandsmitglied an der Beratung und Ab-
stimmung nicht teilnehmen. Das Vorstandsmitglied ist jedoch vor der 
Beschlussfassung zu hören.  

 
B. DER AUFSICHTSRAT 
 

B. DER AUFSICHTSRAT 
 

§ 22 Aufgaben und Pflichten  
 
(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben bei ihrer Tätigkeit die Sorgfalt 

eines ordentlichen und gewissenhaften Aufsichtsratsmitglieds einer 
Kreditgenossenschaft anzuwenden. Eine Pflichtverletzung liegt nicht 
vor, wenn die Aufsichtsratsmitglieder bei einer unternehmerischen 
Entscheidung vernünftigerweise annehmen durften, auf der Grund-
lage angemessener Information zum Wohle der Kreditgenossen-
schaft zu handeln. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse, na-
mentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre 

§ 22 Aufgaben und Pflichten  
 
(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben bei ihrer Tätigkeit die Sorgfalt 

eines ordentlichen und gewissenhaften Aufsichtsratsmitglieds einer 
Kreditgenossenschaft anzuwenden. Eine Pflichtverletzung liegt nicht 
vor, wenn die Aufsichtsratsmitglieder bei einer unternehmerischen 
Entscheidung vernünftigerweise annehmen durften, auf der Grund-
lage angemessener Information zum Wohle der Kreditgenossen-
schaft zu handeln. Sie haben über alle vertraulichen Angaben und 
Geheimnisse der Genossenschaft sowie der Mitglieder und Kunden, 
die ihnen durch die Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, 
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Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, haben sie Still-
schweigen zu bewahren. 

 

Stillschweigen zu bewahren. Über vertrauliche Angaben und Ge-
heimnisse, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die 
ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, ha-
ben sie Stillschweigen zu bewahren. 

 
§ 23 Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat  
 
(1) Über folgende Angelegenheiten beraten Vorstand und Aufsichtsrat 

gemeinsam und beschließen in getrennter Abstimmung: 
 

 
f) die Festlegung von Termin und Ort der Vertreterversammlung, 

die Durchführung der Vertreterversammlung ohne physische 
Präsenz der Vertreter (§ 36 a Abs. 1), die Möglichkeit der Teil-
nahme der Vertreter an der Vertreterversammlung im Wege der 
elektronischen Kommunikation (§ 36 a Abs. 4),  die Möglichkeit 
der Mitwirkung an der Beschlussfassung einer nur als Präsenz-
versammlung durchgeführten Vertreterversammlung (§36 b) 
und die Bild- und Tonübertragung der Vertreterversammlung 
(§36 c);  
 
 
 

h) die Errichtung und Schließung von Zweigniederlassungen;  
 

 
(2) Gemeinsame Sitzungen werden von dem Vorsitzenden des Auf-

sichtsrats oder dessen Stellvertreter einberufen. Für die Einberufung 
gilt § 25 Abs. 4 Satz 2 entsprechend.  

§ 23 Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat  
 
(1) Über folgende Angelegenheiten beraten Vorstand und Aufsichtsrat 

gemeinsam und beschließen in getrennter Abstimmung: 
 

 
f) die Form der Versammlung und die Form der Erörterungsphase 

im Fall einer Versammlung im gestreckten Verfahren (§ 36a Abs. 
3), die Festlegung von Termin und Ort der Vertreterversamm-
lung, die Durchführung der Vertreterversammlung ohne physi-
sche Präsenz der Vertreter (§ 36 a Abs. 1), die Möglichkeit der 
Teilnahme der Vertreter an der Vertreterversammlung im Wege 
der elektronischen Kommunikation (§ 36 a Abs. 4), die Möglich-
keit der Mitwirkung an der Beschlussfassung einer nur als Prä-
senzversammlung durchgeführten Vertreterversammlung (§ 36b) 
und die Bild- und Tonübertragung der Vertreterversammlung 
(§ 36c Abs. 2);  
 

h) die Errichtung und Schließung von Zweigniederlassungen und 
Zweigstellen;  

 
(2) Gemeinsame Sitzungen werden von dem Vorsitzenden des Auf-

sichtsrats oder dessen Stellvertreter einberufen. Für die Einberufung 
gilt § 25 Abs. 4 Satz 2 entsprechend. Die Bestimmungen des § 19 
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(4) Vorstand und Aufsichtsrat sind beschlussfähig, wenn mehr als die 

Hälfte der Mitglieder des Vorstands und mehr als die Hälfte der Mit-
glieder des Aufsichtsrats anwesend sind.  

 

Abs. 3 und § 25 Abs. 3 sind entsprechend anwendbar, wenn kein Mit-
glied des Aufsichtsrats und kein Mitglied des Vorstands diesem Ver-
fahren widerspricht.   
 
 

(4) Vorstand und Aufsichtsrat sind beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder des Vorstands und mehr als die Hälfte der Mit-
glieder des Aufsichtsrats anwesend sind mitwirken.  

 
§ 24 Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats 
 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die von der 

Vertreterversammlung gewählt werden. Die Zahl der Aufsichtsrats-
mitglieder soll durch drei teilbar sein.  

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 24 Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats 
 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die von der 

Vertreterversammlung gewählt werden. Die Zahl der Aufsichtsrats-
mitglieder soll durch drei teilbar sein. Gehören der Genossenschaft 
eingetragene Genossenschaften als Mitglieder an, können deren Mit-
glieder, soweit sie natürliche Personen sind, in den Aufsichtsrat der 
Genossenschaft berufen werden; gehören der Genossenschaft an-
dere juristische Personen oder Personengesellschaften an, gilt dies 
für deren zur Vertretung befugte Personen.  

 
 
(4) Das Amt eines Aufsichtsratsmitglieds endet sofort, wenn es darauf 

beruht, dass das Aufsichtsratsmitglied Mitglied einer eingetragenen 
Genossenschaft ist, und diese Mitgliedschaft beendet ist. Entspre-
chendes gilt für zur Vertretung anderer juristischer Personen oder 
Personengesellschaften befugte Personen, wenn deren Vertretungs-
befugnis endet. Besteht Streit über die Beendigung der Mitgliedschaft 
bzw. Vertretungsbefugnis, entscheidet die Erklärung in Textform der 
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(4) Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aus, so besteht der Auf-
sichtsrat bis zur nächsten ordentlichen Vertreterversammlung, in der 
die Ersatzwahlen vorgenommen werden, nur aus den verbleibenden 
Mitgliedern. Frühere Ersatzwahlen durch eine außerordentliche Ver-
treterversammlung sind nur dann erforderlich, wenn die Zahl der Auf-
sichtsratsmitglieder unter drei herabsinkt. Ersatzwahlen erfolgen für 
den Rest der Amtsdauer ausgeschiedener Aufsichtsratsmitglieder.  
 

(5) Personen, die das 67. Lebensjahr vollendet haben, können nicht in 
den Aufsichtsrat gewählt werden.  

 
(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats dürfen nicht zugleich Vorstandsmit-

glieder, dauernde Stellvertreter der Vorstandsmitglieder, Prokuristen 
oder zum Betrieb des gesamten Geschäfts ermächtigte Handlungs-
bevollmächtigte sein. 
 

(7) Aus dem Vorstand ausgeschiedene Mitglieder können erst in den 
Aufsichtsrat gewählt werden, wenn sie für ihre gesamte Vorstandstä-
tigkeit entlastet worden sind. 
 

Genossenschaft bzw. anderen juristischen Person oder Personenge-
sellschaft, dass die Mitgliedschaft bzw. Vertretungsbefugnis beendet 
ist. 
 

(4)(5) Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aus, so besteht der Auf-
sichtsrat bis zur nächsten ordentlichen Vertreterversammlung, in der 
die Ersatzwahlen vorgenommen werden, nur aus den verbleibenden 
Mitgliedern. Frühere Ersatzwahlen durch eine außerordentliche Ver-
treterversammlung sind nur dann erforderlich, wenn die Zahl der Auf-
sichtsratsmitglieder unter drei herabsinkt. Ersatzwahlen erfolgen für 
den Rest der Amtsdauer ausgeschiedener Aufsichtsratsmitglieder.  

 
(5)(6) Personen, die das 67. Lebensjahr vollendet haben, können nicht in 

den Aufsichtsrat gewählt werden.  
 
(6)(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats dürfen nicht zugleich Vorstandsmit-

glieder, dauernde Stellvertreter der Vorstandsmitglieder, Prokuristen 
oder zum Betrieb des gesamten Geschäfts ermächtigte Handlungs-
bevollmächtigte sein.  

 
(7)(8) Aus dem Vorstand ausgeschiedene Mitglieder können erst in den 

Aufsichtsrat gewählt werden, wenn sie für ihre gesamte Vorstandstä-
tigkeit entlastet worden sind. 

 
§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung   
 
(3) Eine Beschlussfassung ist ohne Einberufung einer Sitzung im Wege 

schriftlicher Abstimmung oder durch andere Fernkommunikationsme-
dien zulässig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein 

§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung  
 
(3) Aufsichtsratssitzungen können auch ohne körperliche Anwesenheit 

an einem Sitzungsort mittels elektronischer Kommunikation abgehal-
ten werden (virtuelle Sitzung), wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats 
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Stellvertreter eine solche Beschlussfassung veranlasst und kein Mit-
glied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(4) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen mindestens vierteljährlich 

stattfinden. Außerdem hat der Vorsitzende eine Sitzung unter Mittei-
lung der Tagesordnung einzuberufen, sooft dies im Interesse der Ge-
nossenschaft nötig erscheint oder wenn es der Vorstand oder min-
destens die Hälfte der Aufsichtsratsmitglieder schriftlich unter An-
gabe des Zwecks und der Gründe verlangt. Wird diesem Verlangen 
nicht entsprochen, so können die Antragsteller unter Mitteilung des 
Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen.  
 

 
(6) Wird über Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die Interes-

sen eines Aufsichtsratsmitglieds, seines Ehegatten  
oder seines Lebenspartners, seiner Eltern, Kinder, Geschwister oder 
einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person be-
rühren, darf das betreffende Aufsichtsratsmitglied an der Beratung 
und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Aufsichtsratsmitglied ist je-
doch vor der Beschlussfassung zu hören.  

 

diesem Verfahren widerspricht. Unter denselben Voraussetzungen 
kann eine Aufsichtsratssitzung sowohl durch körperliche Anwesen-
heit am Sitzungsort als auch ohne körperliche Anwesenheit an die-
sem Ort mittels elektronischer Kommunikation abgehalten werden 
(hybride Sitzung). Eine Beschlussfassung ist ohne Einberufung einer 
Sitzung schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation im 
Wege schriftlicher Abstimmung oder durch andere Fernkommunikati-
onsmedien zulässig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder 
sein Stellvertreter eine solche Beschlussfassung veranlasst und kein 
Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht.  
 

(4) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen mindestens vierteljährlich 
stattfinden. Außerdem hat der Vorsitzende eine Sitzung unter Mittei-
lung der Tagesordnung einzuberufen, sooft dies im Interesse der Ge-
nossenschaft nötig erscheint oder wenn es der Vorstand oder min-
destens die Hälfte der Aufsichtsratsmitglieder schriftlich in Textform 
unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt. Wird diesem 
Verlangen nicht entsprochen, so können die Antragsteller unter Mit-
teilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen.  
 
 

(6) Wird über Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die Interes-
sen eines Aufsichtsratsmitglieds, seines Ehegatten  
oder seines eingetragenen Lebenspartners, seiner Eltern, Kinder, 
Geschwister oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht ver-
tretenen Person berühren, darf das betreffende Aufsichtsratsmitglied 
an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Aufsichts-
ratsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören.  
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§ 26 d Aktives Wahlrecht  

 
(4) Mitglieder, deren gesetzliche Vertreter oder zur Vertretung ermäch-

tigte Gesellschafter können sich durch Bevollmächtigte vertreten las-
sen. Mehrere Erben eines verstorbenen Mitglieds (§ 7) können das 
Wahlrecht nur durch einen gemeinschaftlichen Bevollmächtigten aus-
üben. Ein Bevollmächtigter kann nicht mehr als zwei Mitglieder ver-
treten. Bevollmächtigte können nur Mitglieder der Genossenschaft, 
Ehegatten oder Lebenspartner, Eltern, Kinder oder Geschwister des 
Mitglieds sein oder  
müssen zum Vollmachtgeber in einem Gesellschafts- oder Anstel-
lungsverhältnis stehen. Personen, an die die Mitteilung über den 
Ausschluss abgesandt ist (§ 9 Abs. 5), sowie Personen, die sich ge-
schäftsmäßig zur Ausübung des Stimmrechts erbieten, können nicht 
bevollmächtigt werden.  
 

(5) Wahlberechtigte gesetzliche bzw. ermächtigte Vertreter oder Bevoll-
mächtigte müssen ihre Vertretungsbefugnis auf Verlangen des Wahl-
ausschusses schriftlich nachweisen.  

 

§ 26d Aktives Wahlrecht  
 
(4) Mitglieder, deren gesetzliche Vertreter oder zur Vertretung ermäch-

tigte Gesellschafter können sich durch Bevollmächtigte vertreten las-
sen. Mehrere Erben eines verstorbenen Mitglieds (§ 7) können das 
Wahlrecht nur durch einen gemeinschaftlichen Bevollmächtigten aus-
üben. Ein Bevollmächtigter kann nicht mehr als zwei Mitglieder ver-
treten. Bevollmächtigte können nur Mitglieder der Genossenschaft, 
Ehegatten oder eingetragene Lebenspartner, Eltern, Kinder oder Ge-
schwister des Mitglieds sein oder  
müssen zum Vollmachtgeber in einem Gesellschafts- oder Anstel-
lungsverhältnis stehen. Personen, an die die Mitteilung über den 
Ausschluss abgesandt ist (§ 9 Abs. 5), sowie Personen, die sich ge-
schäftsmäßig zur Ausübung des Stimmrechts erbieten, können nicht 
bevollmächtigt werden.  
 

(5) Wahlberechtigte gesetzliche bzw. ermächtigte Vertreter oder Bevoll-
mächtigte müssen ihre Vertretungsbefugnis auf Verlangen des Wahl-
ausschusses schriftlich in geeigneter Form nachweisen.  

 

§ 26 e Wahlverfahren  
 
(4) Eine Liste mit den Namen sowie den Anschriften oder Telefonnum-

mern oder E-Mail-Adressen der gewählten Vertreter und der gewähl-
ten Ersatzvertreter ist mindestens zwei Wochen lang in den Ge-
schäftsräumen der Genossenschaft und ihren Niederlassungen zur 
Einsichtnahme für die Mitglieder auszulegen. Dies ist in der durch 
§ 46 bestimmten Form bekannt zu machen. Die Frist für die Ausle-
gung beginnt mit der Bekanntmachung. In der Bekanntmachung ist 

§ 26e Wahlverfahren  
 
(4) Eine Liste mit den Namen sowie den Anschriften oder Telefonnum-

mern oder E-Mail-Adressen der gewählten Vertreter und der gewähl-
ten Ersatzvertreter ist mindestens zwei Wochen lang in den Ge-
schäftsräumen der Genossenschaft und ihren Niederlassungen zur 
Einsichtnahme für die Mitglieder auszulegen oder bis zum Ende der 
Amtszeit der Vertreter im nichtöffentlichen Mitgliederbereich auf der 
Internetseite der Genossenschaft zugänglich zu machen. Dies ist in 
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darauf hinzuweisen, dass jedes Mitglied jederzeit eine Abschrift der 
Liste der Vertreter und Ersatzvertreter verlangen kann.  

 

der durch § 46 bestimmten Form bekannt zu machen. Die Frist für 
die Auslegung oder Zugänglichmachung beginnt mit der Bekanntma-
chung. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass jedes 
Mitglied jederzeit eine Abschrift der Liste der Vertreter und Ersatzver-
treter verlangen kann.  

 
§ 26 f Amtsdauer, Beginn und Ende des Vertreteramtes  
 
(4) Das Vertreteramt endet vorzeitig, wenn es darauf beruht, dass der 

Vertreter zur Vertretung einer juristischen Person oder Personenhan-
delsgesellschaft befugt ist, und diese Vertretungsbefugnis erloschen 
ist. Besteht Streit über das Erlöschen der Vertretungsbefugnis, ent-
scheidet die die schriftliche Erklärung der juristischen Person bzw. 
Personengesellschaft, dass die Vertretungsbefugnis erloschen ist.  

 

§ 26f Amtsdauer, Beginn und Ende des Vertreteramtes  
 
(4) Das Vertreteramt endet vorzeitig, wenn es darauf beruht, dass der 

Vertreter zur Vertretung einer juristischen Person oder Personenhan-
delsgesellschaft befugt ist, und diese Vertretungsbefugnis erloschen 
ist. Besteht Streit über das Erlöschen der Vertretungsbefugnis, ent-
scheidet die die schriftliche Erklärung in Textform der juristischen 
Person bzw. Personengesellschaft, dass die Vertretungsbefugnis er-
loschen ist.  
 

§ 27 Frist und Tagungsort  
 
(3) Die Vertreterversammlung findet am Sitz der Genossenschaft statt, 

sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat gemäß § 23 Abs. 1 Buchst. f 
einen anderen Tagungsort oder deren ausschließlich schriftliche 
und/oder elektronische Durchführung festlegen. 

 

§ 27 Frist und Tagungsort  
 
(3) Die Vertreterversammlung findet am Sitz der Genossenschaft statt, 

sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat gemäß § 23  
Abs. 1 Buchst,. f einen anderen Tagungsort oder deren ausschließ-
lich schriftliche und/oder elektronische Durchführung eine andere 
Form der Versammlung (§ 36a) festlegen. 

 
§ 28 Einberufung und Tagesordnung  
 
(2) Die Vertreter oder die Mitglieder der Genossenschaft können in Text-

form unter Anführung des Zwecks und der Gründe die Einberufung 

§ 28 Einberufung und Tagesordnung  
 
(2) Die Vertreter oder die Mitglieder der Genossenschaft können in Text-

form unter Anführung des Zwecks und der Gründe die Einberufung 
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einer außerordentlichen Vertreterversammlung verlangen. Hierzu be-
darf es mindestens des zehnten Teils der Vertreter bzw. der Genos-
senschaftsmitglieder, höchstens jedoch von 300 Mitgliedern. Mitglie-
der, auf deren Verlangen eine Vertreterversammlung einberufen 
wird, können an dieser Versammlung teilnehmen; das Rede- und An-
tragsrecht wird von einem von den teilnehmenden Mitgliedern zu be-
stimmenden Mitglied ausgeübt. 
 

(3) Die Vertreterversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung 
sämtlicher Vertreter in Textform oder durch Bekanntmachung in der 
papierhaften Ausgabe des Blattes „Stuttgarter Nachrichten“ einberu-
fen unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen, die 
zwischen dem Tag des Zugangs (Abs. 7) bzw. der Veröffentlichung 
der Einberufung und dem Tag der Vertreterversammlung liegen 
muss. Bei der Einberufung ist die Tagesordnung bekannt zu machen. 
Die §§ 36 a bis 36 c bleiben unberührt. Die Tagesordnung ist allen 
Mitgliedern durch Veröffentlichung in der durch § 46 bestimmten 
Form oder im Internet unter der Adresse der Genossenschaft oder 
durch unmittelbare Benachrichtigung bekannt zu machen. 

 
 
 
 
 

 
(4) Die Tagesordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die Vertre-

terversammlung einberuft. Die Vertreter oder die Mitglieder der Ge-
nossenschaft können in Textform unter Anführung des Zwecks und 
der Gründe verlangen, dass Gegenstände zur Beschlussfassung in 
der Vertreterversammlung angekündigt werden; hierzu bedarf es 

einer außerordentlichen Vertreterversammlung verlangen. Hierzu be-
darf es mindestens des zehnten Teils der Vertreter bzw. der Genos-
senschaftsmitglieder, höchstens jedoch von 300 Mitgliedern. Mitglie-
der, auf deren Verlangen eine Vertreterversammlung einberufen 
wird, können an dieser Versammlung teilnehmen; das Rede- und An-
tragsrecht wird von einem von den teilnehmenden Mitgliedern zu be-
stimmenden Mitglied ausgeübt. 
 

(3) Die Vertreterversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung 
sämtlicher Vertreter in Textform oder durch Bekanntmachung in der 
papierhaften Ausgabe des Blattes „Stuttgarter Nachrichten“ einberu-
fen unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen, die 
zwischen dem Tag des Zugangs (Abs. 7) bzw. der Veröffentlichung 
der Einberufung und dem Tag der Vertreterversammlung liegen 
muss. Bei der Einberufung ist die Tagesordnung, die Form der Ver-
sammlung, im Fall des § 36a Abs. 3 zusätzlich die Form der Erörte-
rungsphase und im Fall der § 36a Abs. 1 bis 3 die erforderlichen An-
gaben zur Nutzung der schriftlichen oder elektronischen Kommunika-
tion bekannt zu machen. § 36c Absatz 2 bleibt unberührt. Die §§ 36 a 
bis 36 c bleiben unberührt. Die Tagesordnung der Vertreterversamm-
lung ist allen Mitgliedern durch Veröffentlichung in den Genossen-
schaftsblättern in der durch § 46 bestimmten Form oder im Internet 
unter der Adresse der Genossenschaft oder durch unmittelbare Be-
nachrichtigung in Textform bekannt zu machen.  

 
(4) Die Tagesordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die Vertre-

terversammlung einberuft. Die Vertreter oder die Mitglieder der Ge-
nossenschaft können in Textform unter Anführung des Zwecks und 
der Gründe verlangen, dass Gegenstände zur Beschlussfassung in 
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mindestens des zehnten Teils der Vertreter bzw. der Genossen-
schaftsmitglieder, höchstens jedoch von 300 Mitgliedern. Mitglieder, 
auf deren Verlangen Gegenstände zur Beschlussfassung angekün-
digt werden, können an dieser Vertreterversammlung teilnehmen; 
das Rede- und Antragsrecht hinsichtlich dieser Gegenstände wird 
von einem von den teilnehmenden Mitgliedern zu bestimmenden Mit-
glied ausgeübt. 

 
 
 
(7) In den Fällen der Absätze 3 und 5 gelten die Mitteilungen als zuge-

gangen, wenn sie zwei Werktage vor Beginn der Frist abgesendet 
worden sind. 

 

der Vertreterversammlung angekündigt werden; hierzu bedarf es 
mindestens des zehnten Teils der Vertreter bzw. der Genossen-
schaftsmitglieder, höchstens jedoch von 300 Mitgliedern. Mitglieder, 
auf deren Verlangen Gegenstände zur Beschlussfassung angekün-
digt werden, können an dieser Vertreterversammlung teilnehmen; 
das Rede- und Antragsrecht hinsichtlich dieser Gegenstände wird 
von einem von den teilnehmenden Mitgliedern zu bestimmenden Mit-
glied ausgeübt. 

 
 
(7) In den Fällen der Absätze 3 und 5 gelten die Mitteilungen als zuge-

gangen, wenn sie zwei vier Werktage vor Beginn der Frist abgesen-
det worden sind. 

§ 35 Versammlungsniederschrift  
 
(2) Die Niederschrift soll spätestens innerhalb von zwei Wochen nach 

dem Schluss der Vertreterversammlung erfolgen. Dabei sollen Ort 
und Tag oder Zeitraum der Versammlung, Name des Versammlungs-
leiters sowie Art und Ergebnis der Abstimmungen und die Feststel-
lungen des Versammlungsleiters über die Beschlussfassung angege-
ben werden. Die Niederschrift muss von dem Versammlungsleiter, 
dem Schriftführer und mindestens einem anwesenden Vorstandsmit-
glied unterschrieben werden; der Niederschrift sind die Belege über 
die Einberufung als Anlagen beizufügen. 

 
 
 
 

§ 35 Versammlungsniederschrift  
 
(2) Die Niederschrift soll spätestens innerhalb von zwei Wochen nach 

dem Schluss der Vertreterversammlung erfolgen. Dabei sollen Ort 
und Tag oder Zeitraum der Versammlung, Form der Versammlung 
und im Fall der Versammlung im gestreckten Verfahren (§ 36a Abs. 
3) zusätzlich die Form der Erörterungsphase, Name des Versamm-
lungsleiters sowie Art und Ergebnis der Abstimmungen und die Fest-
stellungen des Versammlungsleiters über die Beschlussfassung an-
gegeben werden. Bei Versammlungen nach § 36a Abs. 1 oder im 
Fall einer virtuellen Erörterungsphase im Rahmen einer Versamm-
lung im gestreckten Verfahren nach § 36a Abs. 3 ist als Ort der Ver-
sammlung der Sitz der Genossenschaft anzugeben. Die Niederschrift 
muss von dem Versammlungsleiter, dem Schriftführer und mindes-
tens einem anwesenden Vorstandsmitglied unterschrieben werden; 
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(5) Zusätzlich ist der Niederschrift im Fall der §§ 36 a, 36 b der Satzung 

ein Verzeichnis über die an der Beschlussfassung mitwirkenden Ver-
treter beizufügen und darin die Art der Stimmabgabe zu vermerken. 

 

der Niederschrift sind die Belege über die Einberufung als Anlagen 
beizufügen.  

 
 
(5) Zusätzlich ist der Niederschrift im Fall der des §§ 36a, 36 b der Sat-

zung ein Verzeichnis über die an der Beschlussfassung mitwirkenden 
Vertreter beizufügen und darin die Art der Stimmabgabe zu vermer-
ken. 

 
§ 36 a Schriftliche oder elektronische Durchführung der Vertreterver-
sammlung (virtuelle Vertreterversammlung), elektronische Teilnahme 
an einer Präsenzversammlung  
 
 
(1) Die Vertreterversammlung kann auch ohne physische Präsenz der 

Vertreter abgehalten werden (virtuelle Vertreterversammlung). In die-
sem Fall sind den Vertretern zusammen mit der Einberufung sämtli-
che Informationen mitzuteilen, die zur uneingeschränkten Teilnahme 
an der Vertreterversammlung benötigt werden. Dazu gehören insbe-
sondere Informationen über evtl. Zugangsdaten sowie darüber hin-
aus, auf welche Weise das Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimm-
recht ausgeübt werden kann und wie und bis wann die schriftliche 
oder elektronische Stimmabgabe zu erfolgen hat. 

 
 
 
 
 
 

§ 36a Virtuelle Versammlung, hybride Versammlung und Versamm-
lung im gestreckten Verfahren Schriftliche oder elektronische Durch-
führung der Vertreterversammlung (virtuelle Vertreterversammlung), 
elektronische Teilnahme an einer Präsenzversammlung 
 
(1) Die Vertreterversammlung kann auch ohne physische Präsenz der 

Vertreter an einem Ort abgehalten werden (virtuelle Vertreterver-
sammlung). In diesem Fall sind den Vertretern zusammen mit der 
Einberufung sämtliche Informationen mitzuteilen, die zur uneinge-
schränkten Teilnahme an der Vertreterversammlung benötigt wer-
den. Dazu gehören muss sichergestellt sein, dass der gesamte Ver-
sammlungsverlauf allen teilnehmenden Vertretern schriftlich oder im 
Wege der elektronischen Kommunikation mitgeteilt wird und alle teil-
nehmenden Vertreter ihre Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimm-
rechte schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation 
ausüben können. Bei der Einberufung sind insbesondere Informatio-
nen über evtl. Zugangsdaten sowie darüber hinaus, auf welche 
Weise das Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrecht ausgeübt 
werden kann und wie und bis wann die schriftliche oder elektronische 
Stimmabgabe zu erfolgen hat, mitzuteilen.  
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(2) Die Teilnahme an der virtuellen Vertreterversammlung kann derge-
stalt erfolgen, dass die technische Ausgestaltung eine Zwei-Wege-
Kommunikation der Vertreter mit den Organen und untereinander in 
der Vertreterversammlung ermöglicht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Teilnahme an der virtuellen Vertreterversammlung kann auch 

dergestalt erfolgen, dass die Zwei-Wege-Kommunikation der Vertre-
ter mit den Organen und untereinander in einer dem Abstimmungs-
vorgang vorgelagerten Diskussionsphase ermöglicht wird. Der Zeit-
raum zwischen dem Beginn der Diskussionsphase und dem Ab-
schluss der Abstimmungsphase stellt in diesem Fall die Vertreterver-
sammlung dar. Ist eine Frist zu berechnen, ist in diesem Fall hinsicht-
lich des Tags der Vertreterversammlung auf den Beginn der Diskus-
sionsphase und hinsichtlich des Schlusses der Vertreterversamm-
lung auf das Ende der Abstimmungsphase abzustellen. 
 
 
 
 

(2) Die Teilnahme an der virtuellen Vertreterversammlung kann auch 
wahlweise am Ort der Versammlung physisch oder ohne physische 
Anwesenheit an diesem Ort dergestalt erfolgen (hybride Versamm-
lung), dass die technische Ausgestaltung eine Zwei-Wege-Kommuni-
kation der Vertreter mit den Organen und untereinander in der Ver-
treterversammlung ermöglicht. In diesem Fall muss sichergestellt 
sein, dass der gesamte Versammlungsverlauf allen teilnehmenden 
Vertretern im Wege der elektronischen Kommunikation mitgeteilt 
wird, die Vertreter, die ohne physische Anwesenheit am Ort der Ver-
sammlung teilnehmen, ihre Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimm-
rechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können 
und der Vorstand und der Aufsichtsrat durch physisch am Ort der 
Versammlung anwesende Mitglieder vertreten sind. Abs. 1 S. 3 gilt 
entsprechend. 
 

(3) Die Teilnahme an der virtuellen Vertreterversammlung kann auch 
dergestalt erfolgen, dass die Versammlung aufgespalten wird in eine 
Erörterungsphase, die abgehalten wird als virtuelle Versammlung 
oder als hybride Versammlung und in eine zeitlich nachgelagerte Ab-
stimmungsphase (Versammlung im gestreckten Verfahren). Zwei-
Wege-Kommunikation der Vertreter mit den Organen und untereinan-
der in einer dem Abstimmungsvorgang vorgelagerten Diskussions-
phase ermöglicht wird. Der Zeitraum zwischen dem Beginn der Dis-
kussionsphase und dem Abschluss der Abstimmungsphase stellt in 
diesem Fall die Vertreterversammlung dar. Ist eine Frist zu berech-
nen, ist in diesem Fall hinsichtlich des Tags der Vertreterversamm-
lung auf den Beginn der Diskussionsphase und hinsichtlich des 
Schlusses der Vertreterversammlung auf das Ende der Abstim-
mungsphase abzustellen. In diesem Fall muss sichergestellt sein, 
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(4) Die Vertreter können an der Vertreterversammlung auch ohne Anwe-
senheit in einer Präsenzversammlung teilnehmen und ihre Rechte im 
Wege elektronischer Kommunikation ausüben (elektronische Teil-
nahme an einer Präsenzversammlung), wenn der Vorstand dies mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats festlegt. Im Übrigen gelten die vorste-
henden Absätze. 

 

dass während einer als virtuelle Versammlung stattfindenden Erörte-
rungsphase Abs. 1 S. 2 mit Ausnahme der Anforderungen an die 
Ausübung von Stimmrechten erfüllt ist und während einer als hybride 
Versammlung stattfindenden Erörterungsphase Abs. 2 S. 2 mit Aus-
nahme der Anforderungen an die Ausübung von Stimmrechten erfüllt 
ist. Außerdem muss sichergestellt sein, dass während der Abstim-
mungsphase alle Vertreter ihre Stimmrechte schriftlich oder im Wege 
der elektronischen Kommunikation ausüben können. Abs. 1 S. 3 gilt 
entsprechend; mitzuteilen ist ferner, wie und bis wann die schriftliche 
oder im Wege der elektronischen Kommunikation abzugebende 
Stimmabgabe zu erfolgen hat. 

 
(4)    Die Vertreter können an der Vertreterversammlung auch ohne Anwe-

senheit in einer Präsenzversammlung teilnehmen und ihre Rechte im 
Wege elektronischer Kommunikation ausüben (elektronische Teil-
nahme an einer Präsenzversammlung), wenn der Vorstand dies mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats festlegt. Im Übrigen gelten die vorste-
henden Absätze. 

 
§ 36 c Übertragung der Vertreterversammlung in Bild und Ton 
 
 
 
 
(1) Die Übertragung der Vertreterversammlung in Bild und Ton ist zuläs-

sig. Die Entscheidung darüber, ob und auf welche Weise die Vertre-
terversammlung in Bild und Ton übertragen wird, obliegt dem Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Die Art und Weise der 
Übertragung ist mit der Einberufung bekannt zu machen. 

§ 36c Übertragung der Vertreterversammlung in Bild und Ton Teil-
nahme von Aufsichtsratsmitgliedern an einer Präsenzversammlung in 
Bild und Ton und Übertragung der Vertreterversammlung in Bild und 
Ton 
 
(1) Ein Aufsichtsratsmitglied kann an einer Präsenzversammlung im 

Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen, wenn  
a) der Aufsichtsrat diese Teilnahmemöglichkeit zulässt,  
b) dies mindestens 1 Woche vor der Vertreterversammlung beim 

Vorstand in Textform beantragt wurde und  
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c) das Aufsichtsratsmitglied glaubhaft versichert, dass es zur An- 
und Abreise mehr als 6 Stunden benötigen würde.  
 

(1)(2) Die Übertragung der Vertreterversammlung in Bild und Ton ist zuläs-
sig. Die Entscheidung darüber, ob und auf welche Weise die Vertre-
terversammlung in Bild und Ton übertragen wird, obliegt dem Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Die Art und Weise der Über-
tragung ist mit der Einberufung bekannt zu machen. 

 
IV.  EIGENKAPITAL UND HAFTSUMME IV.  EIGENKAPITAL UND HAFTSUMME 

 
§ 37 Geschäftsanteil und Geschäftsguthaben  
 
(2) Der Geschäftsanteil ist sofort einzuzahlen. Der Vorstand kann die 

Einzahlung in Raten zulassen. In diesem Fall sind auf den Ge-
schäftsanteil sofort nach Eintragung in die Mitgliederliste 25,00 Euro 
einzuzahlen.  Die vorzeitige Volleinzahlung des Geschäftsanteils ist 
zugelassen. 

 

§ 37 Geschäftsanteil und Geschäftsguthaben  
 

(2) Der Geschäftsanteil ist sofort einzuzahlen. Der Vorstand kann die 
Einzahlung in Raten zulassen. In diesem Fall sind auf den Ge-
schäftsanteil sofort nach Eintragung in die Mitgliederliste 25,00 Euro 
einzuzahlen. Der Geschäftsanteil ist in Höhe von 25,00 Euro sofort 
einzuzahlen. Die Festsetzung von weiteren Einzahlungen auf den 
Geschäftsanteil unterliegt der Beschlussfassung durch die Vertreter-
versammlung. Die vorzeitige Volleinzahlung des Geschäftsanteils ist 
zugelassen.  

 
VII.  BEKANNTMACHUNGEN VII.  BEKANNTMACHUNGEN 

 
§ 46 Bekanntmachungen  
 
(1) Die Bekanntmachungen der Genossenschaft werden, soweit gesetz-

lich oder in der Satzung nichts Abweichendes vorgeschrieben ist, un-
ter ihrer Firma in der papierhaften Ausgabe der Tageszeitung "Stutt-

§ 46 Bekanntmachungen  
 
(1) Die Bekanntmachungen der Genossenschaft werden, soweit gesetz-

lich oder in der Satzung nichts Abweichendes vorgeschrieben ist, un-
ter ihrer Firma in der papierhaften Ausgabe der Tageszeitung "Stutt-
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garter Nachrichten“ veröffentlicht, der Jahresabschluss und der ge-
setzliche Lagebericht sowie die in § 325 HGB genannten Unterlagen 
werden nur im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

 

garter Nachrichten“ veröffentlicht, der Jahresabschluss und der ge-
setzliche Lagebericht sowie die in § 325 HGB genannten Unterlagen 
werden nur im Bundesanzeiger Unternehmensregister veröffentlicht.  

 
 
 
 

 

 
 


